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 FISCHBACH/TRIER, im Dezember

H
arald Cronauer konnte es nicht
fassen. „Die begehen Selbst-
mord“, dachte er. Der Vorsitzen-

de des Rates der Pfarreiengemeinschaft
Quierschied saß an seinem Schreibtisch,
als er im Frühjahr 2017 im Internet las,
was der Trierer Bischof Stephan Acker-
mann und seine Gremien beschlossen hat-
ten. „Plötzlich stand da, dass die knapp
900 Pfarreien im Bistum aufgelöst wer-
den und von 2020 an in 35 ,Pfarreien der
Zukunft‘ aufgehen sollen“, sagt er. Sofort
rief der 61 Jahre alte Jurist einen Freund
an. Auch der konnte es nicht glauben.
Wenn es so kommen würde, da waren
sich beide einig, sei es um die Kirche ge-
schehen. Am Abend jenes Tages konnte
Cronauer kaum einschlafen. Was sollte
aus seiner Heimatpfarrei St. Josef im saar-
ländischen Fischbach werden?

In vielen deutschen Bistümern werden
seit mehr als zehn Jahren Pfarreien zu-
sammengelegt, weil sonntags zu viele
Plätze in den Kirchen leer bleiben und
nur wenige junge Priester nachkommen.
Nach Angaben der Deutschen Bischofs-
konferenz ist die Zahl der Kirchengemein-
den seit 1990 um knapp ein Viertel gesun-
ken – und sie wird weiter zurückgehen. Al-
lerdings ist der Bruch mit dem, was war,
in Trier besonders radikal. St. Josef Fisch-
bach etwa würde in der „Pfarrei der Zu-

kunft“ Saarbrücken
aufgehen. Mit knapp
100 000 Katholiken
wäre sie die größte
Pfarrei Deutschlands.

Man habe sich für ei-
nen „ganz großen
Sprung“ entschieden
und nicht für einen Pro-
zess in mehreren
Schritten wie etwa im
Bistum Osnabrück,

sagt der Pastoraltheologe Martin Lörsch
von der Universität Trier, der auch dem
Domkapitel angehört. 280 Pfarreien stel-
len sich mit der Initiative „Kirchengemein-
de vor Ort“, deren Sprecher Cronauer mitt-
lerweile ist, gegen die Fusionierung der
Kirchengemeinden. Bei einer Demonstra-
tion im Oktober in Trier zählte die Polizei
rund 1000 Teilnehmer.

Dabei hatte alles so gut angefangen.
2013 hatte Ackermann eine Synode einbe-
rufen, die über die Zukunft der Kirche
von Trier nachdenken sollte. So etwas hat-
te es in einer deutschen Diözese seit
knapp einem Vierteljahrhundert nicht ge-
geben. Allerdings durften die rund 280
Priester und Laien nur beraten, wenn-
gleich der rechtliche Rahmen ihren Emp-
fehlungen ein besonderes Gewicht gab.
Nach fast drei Jahren rieten sie ihrem Bi-
schof im Mai 2016 zu vier Perspektivwech-
seln. Die Kirche solle vom Einzelnen her
denken, Charismen vor Aufgaben in den
Blick nehmen, weite pastorale Räume ein-
richten und netzwerkartige Kooperations-
formen verankern sowie das synodale
Prinzip lebendig erhalten. Zu Strukturfra-
gen empfahl die Synode nur zweierlei:
rund 60 „Pfarreien der Zukunft“ sollten
gegründet und von einem Team geleitet
werden, dem ein Priester vorsteht.

„Der Bischof hat sich direkt nach der
Synode hingestellt, ,Großer Gott, wir lo-
ben dich‘ gesungen und gesagt, er werde
das alles umsetzen“, sagt Cronauer. Doch
was „das alles“ ist – darüber sind sich die
Trierer Katholiken bis heute nicht im Kla-
ren. Für den Generalvikar Ulrich Graf von
Plettenberg lag das zunächst auch daran,
dass viele die Synode nur am Rande wahr-
genommen hatten. Aus Cronauers Sicht
wurden „Zusammenhänge nicht deutlich
erklärt und Fakten verharmlost“. Vor al-
lem aber war nicht klar, was „das alles“ ist,
weil die meisten strukturellen Änderun-
gen erst in der Umsetzungsphase nach der
Synode beschlossen werden sollten. Also
interpretierten Arbeitsgruppen das Ab-
schlussdokument der Synode und erstell-
ten Vorlagen für den Bischof, auf deren
Grundlage dieser entscheidet.

Michael Bollig ist Pfarrer in Trier und
lehrt Dogmatik an der dortigen Universi-

tät. Er kritisiert, dass einige Arbeitsgrup-
pen mit ihren Empfehlungen weit über
die Beschlüsse der Synode hinausgegan-
gen seien. Zwei Punkte stören ihn beson-
ders. Der erste betrifft die Zahl der Pfar-
reien. Die Synode, an der auch Bollig teil-
nahm, hatte empfohlen, 60 Pfarreien zu
gründen. Am Ende wurden es 35. Diese
Festlegung sei „willkürlich“, sagt Bollig.
Der zweite Punkt betrifft die nähere Be-
stimmung der „Pfarrei der Zukunft“. Sie
soll Bollig zufolge hauptsächlich nach
Schwerpunktthemen organisiert und
nicht weiter territorial untergliedert wer-
den. Der Trierer Pfarrer hält das für einen
Irrweg. Es müsse in den Großpfarreien
territoriale Einheiten geben, sagt Bollig.
„Ich kann eine Pfarrei mit fast
100 000 Katholiken nicht nur nach
Schwerpunktthemen organisieren.“

Mit der „Pfarrei der Zukunft“ werden
sich auch die Besitzverhältnisse im Bis-
tum ändern, weil die Kirchgemeinden fu-
sioniert werden. Der Generalvikar sagt,
die Initiative um Cronauer stelle sich ge-
gen die Fusionierungen, weil die Men-
schen merkten, es gehe jetzt „nicht nur
um unsere pastorale Struktur, sondern es
geht auch um die Vermögenswerte und
Immobilien der Pfarrgemeinden“. Geht
es also letztlich um Geld?

Nicht nur. Cronauer und andere fragen
auch, was aus den Gemeinden wird, wenn
sie Verantwortung und Zuständigkeiten
abgeben müssen. Das Bistum Trier um-
fasst große Teile des Saarlandes und von
Rheinland-Pfalz. Es war der saarländische
Ministerpräsident Tobias Hans (CDU),
der bei dem Spitzengespräch mit der Bis-
tumsleitung im November die Geistlichen
darauf hinwies, dass die Kirchen in den
meisten saarländischen Dörfern nach wie
vor das Zentrum des Ortes seien. Die
kirchliche Bindung sei eine der Hauptquel-
len für ehrenamtliches Engagement.
„Eine Auflösung dieser zivilgesellschaftli-
chen Qualität würde den Zusammenhalt
und die Lebensfähigkeit unserer Dörfer
deutlich schwächen.“ Im selben Gespräch
ging der Generalvikar auf die Umsetzung
der Synode ein und sprach von einem Pro-

zess, der bei vielen zu „Verunsicherung
und Angst“ führe. Die Kirche, so zitierte
die Pressestelle des Bistums den General-
vikar weiter, werde im Dorf bleiben.

Cronauer befürchtet, dass das Gemein-
deleben in Fischbach einschlafen wird,
wenn die jetzige Pfarrei keinen eigenen
Pfarrgemeinderat für die pastoralen Fra-
gen und keinen Verwaltungsrat mehr hat.
Die Räte seien eine wichtige Anlaufstelle
für die Gruppen. An wen sollten sich die
16 Sternsingergruppen von St. Josef nach
dem 1. Januar 2020 noch wenden? Wer
wird den Besuch der Kranken organisie-
ren? Was wird aus den Fronleichnamspro-
zessionen? Viele Katholiken, die sich eh-
renamtlich in Gremien engagieren, fühl-
ten sich nun überflüssig, sagt Cronauer.

„Gemeinschaft und Beheimatung in al-
len Ehren – aber wir sind für alle Men-
schen da, nicht nur für die zehn Prozent
der Katholiken, die sonntags in die Kir-
che kommen“, sagt der Generalvikar.
Man nehme den Menschen nichts weg.
„Was lebendig ist, wird weiter leben kön-
nen und unterstützt werden.“ Wie das
konkret aussehen wird, darüber müsse
später an den jeweiligen Orten entschie-
den werden. Die neuen Großraumpfarrei-
en jedenfalls sollen einen zentralen Sitz
haben. Dieser soll Verwaltungsaufgaben
übernehmen und ein grundlegendes seel-
sorgliches Angebot vorhalten. Gläubige
können dort also unter anderem Gottes-
dienste besuchen und Sakramente emp-
fangen. Auch in der Fläche werde es wei-
terhin viele Gottesdienste geben, heißt
es. Weitere dezentrale Angebote an ein-
zelnen Orten, die als „Kirchorte“ bezeich-
net werden, sind laut Bistum von der Ei-
geninitiative der Katholiken abhängig,
die darin von Mitarbeitern der Pfarrei un-
terstützt werden sollten. „Wir versuchen,
mit der Synode eine Antwort auf die prä-
genden gesellschaftlichen Entwicklungen
zu finden“, sagt der Generalvikar.

Eine solche Entwicklung ist Lörsch zu-
folge, dass die Menschen nicht mehr an ei-
nem Ort leben, sondern in einer Region.
Der Pastoraltheologe erhofft sich viel von
den Reformen. Aus einer Studie über das

Landleben gehe hervor, dass es „verborge-
ne, nicht abgerufene Ehrenamtsressour-
cen“ gebe, argumentiert Lörsch. Die Er-
fahrungen in der Flüchtlingskrise bestärk-
ten ihn in seinem Optimismus. Die Pfar-
rei der Zukunft, sagt er, dürfe „keine Fort-
setzung der Pfarrgemeinde von gestern
sein“. Er denkt an Basisgemeinschaften,
die sich bilden. An Cafés mit Beratungsan-
geboten. Oder an Häuser der Pfarrei, in
denen sich Gruppen treffen könnten und
in denen zugleich ältere Menschen leben.

Der Streit über die Zukunft der Kirche
von Trier ist auch ein Streit über ihren ge-
genwärtigen Zustand. Die Einschätzung
Cronauers, dass es in vielen Pfarreien gut
laufe, teilt man in Trier nicht. Die Situati-
on sei von Ort zu Ort „sehr unterschied-
lich“, heißt es in einem Flugblatt, das die
Bistumsleitung am Tag der Demonstrati-
on vor dem Dom verteilen ließ. Viele Kir-
chengemeinde seien „finanziell und perso-
nell notleidend“. Das Durchschnittsalter
der Gottesdienstbesucher steige auf bis zu
sechzig Jahre. Zwanzig Pfarreigemein-
schaften, in denen jeweils mehrere Pfarrei-
en zusammengefasst sind, hätten keinen
Priester. Dem Pastoraltheologen Lörsch
zufolge gilt nur für die „Kleinstpfarreien“
mit bis zu 1000 Gläubigen, dass sie „noch
relativ gut laufen“. Einige Seelsorger hät-
ten Schwierigkeiten, überhaupt noch Eh-
renamtliche für die Räte zu finden. Bollig
erscheint diese Sicht zu einseitig. Hier wer-
de, sagt der Dogmatiker, „vom Defizit her
Wirklichkeit konstruiert“.

Und während der Generalvikar sagt, in
manchen Pfarreien seien Fronleichnams-
prozessionen eine traurige Veranstal-
tung, weil alle nur aus Pflichtgefühl hin-
gingen, kommt Cronauer ins Schwärmen,
wenn er vom Fronleichnamsfest in seiner
Heimatgemeinde St. Josef Fischbach er-
zählt. In der Kirchengemeinde mit rund
2000 Katholiken würden etwa 400 Leute
bei der Prozession mitgehen, beim an-
schließenden Pfarrfest kämen noch mal
100 dazu. Konsens herrscht bei allen Be-
teiligten allein darüber, dass Pfarrer von
Verwaltungsaufgaben entlastet werden
müssen und dass die Impulse der Synode
insgesamt richtig seien. Bollig und Cro-
nauer etwa loben das Synodenpapier;
doch die strukturellen Entscheidungen,
die aus der Synode abgeleitet wurden, trei-
ben einen Keil zwischen Unterstützer
und Gegner der Reformen. Grob verein-
facht ließe sich sagen, dass die Befürwor-
ter die Gegenwart schlecht- und die Zu-
kunft einer charismatischen Kirche von
Trier schönreden und die anderen den
umgekehrten Weg beschreiten. Sie halten
an dem fest, was sie haben.

Die Initiative Kirchengemeinde vor Ort
geht unterdessen auf die Barrikaden. Ge-
meinsam mit einer ähnlichen Protestbewe-
gung aus dem Erzbistum Luxemburg hat
sie Anfang Dezember angekündigt, in die-
sen Wochen zu analysieren, wie man beim
Heiligen Stuhl in Rom und den europäi-
schen Gerichten gegen die „ungewollten
Reformen“ vorgehen könne. Nach Lörschs
Worten steht der Kirche von Trier ein epo-
chaler Einschnitt bevor. „Die letzte große
Umstrukturierung, die eine so tiefgreifen-
de Zäsur darstellte wie der jetzige Prozess,
fand unter Napoleon statt.“

elo. BERLIN, 16. Dezember. Die deut-
schen Ministerpräsidenten fordern
vom Bund, die Sozialleistungen für so-
genannte Dublin-Fälle unter den Asyl-
bewerbern einzuschränken. Bei ihrem
jüngsten Treffen haben die Minister-
präsidenten einen Beschluss gefasst,
die Bundesregierung möge mit einer
Gesetzesinitiative dafür sorgen, dass
Asylbewerber, die bereits in einem an-
deren Land der EU Asyl beantragt ha-
ben, in Deutschland nur noch gekürzte
Leistungen bekommen. Das berichtet
die Zeitung „Welt am Sonntag“ unter
Bezugnahme auf den Beschluss. Ziel
der Forderung ist es, für Asylsuchende
die Weiterwanderung, deren Ziel häu-
fig Deutschland ist, weniger attraktiv
zu machen. Das Dublin-Verfahren
schreibt vor, dass ein Asylsuchender in
dem Land Asyl beantragt, in dem er
den Boden der EU erstmals betritt, in
der Regel sind das südeuropäische Län-
der, vor allem Griechenland und Ita-
lien. Viele Asylsuchende ziehen an-
schließend jedoch weiter nach Deutsch-
land. Von dort müssen sie laut Dublin-
Vorschrift in das Land zurückgeschickt
werden, in dem sie ihren ersten Antrag
gestellt haben, was allerdings häufig
nicht geschieht.

BERLIN, 16. Dezember (dpa). Die
Bundeswehr will Konsequenzen aus
der Panne beim Flug von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) zum
G-20-Gipfel in Buenos Aires ziehen.
Verteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) sagte der „Bild am
Sonntag“: „Dass die Kanzlerin verspä-
tet zu G20 kam, war bitter. Damit sich
so etwas nicht wiederholt, stocken wir
jetzt bei den Besatzungen auf und prü-
fen die Beschaffung von ein oder zwei
weiteren Flugzeugen für die Langstre-
cke.“ Der Pannen-Airbus selbst soll
demnächst wieder in Dienst gehen.

Merkel musste Ende November ihre
Anreise zum Gipfel in Argentinien un-
terbrechen, weil das Funksystem des
Regierungsflugzeugs ausfiel. Da der
Luftwaffe keine einsatzfähige Crew
der Flugbereitschaft zur Verfügung
stand, konnte sie die Kanzlerin nicht
mit einem anderen Flugzeug rechtzei-
tig zum G-20-Gipfel fliegen. Merkel
wich auf einen Linienflug aus. Künftig
soll deshalb laut dem Bericht bei be-
sonders wichtigen internationalen Ter-
minen wie G-20-Gipfeln oder Nato-
Treffen eine komplette Flugzeug-Crew
als Notfallreserve bereitstehen. Von
der Leyen will ihre Pläne für eine Er-
weiterung der Flugbereitschaft am
Mittwoch im Kabinett vorstellen.

rso. STUTTGART, 16. Dezember.
Die baden-württembergische SPD will
von Januar an Unterschriften für ein
Volksbegehren für gebührenfreie Kin-
dertagesstätten und Kindergärten sam-
meln. Das hat der Landesvorstand der
Partei am Wochenende einstimmig be-
schlossen. Damit ein Volksbegehren er-
folgreich in den Landtag eingebracht
werden kann, müssen ein Zehntel der
7,6 Millionen Wahlberechtigten unter-
schreiben. Für den Antrag müssen in
einer ersten Stufe 10 000 Unterschrif-
ten vorliegen. Der Ende November ge-
wählte SPD-Landesvorsitzende Andre-
as Stoch sagte zur Begründung des Vor-
habens: „Durch das Gute-Kita-Gesetz
von Familienministerin Franziska Gif-
fey gibt es jetzt überhaupt keine Ausre-
de mehr für die Regierung Kretsch-
mann, nicht in die Beitragsfreiheit ein-
zusteigen.“ Denn das Land erhalte nun
vom Bund bis zum Jahr 2022 rund 718
Millionen Euro für die frühkindliche
Bildung. Findet das Volksbegehren
eine Mehrheit, muss der Landtag es be-
handeln. Lehnt er es ab, kann es eine
Volksabstimmung über den Gesetzent-
wurf geben. Für eine Annahme des Ge-
setzes muss er eine Mehrheit bekom-
men. Mindestens müssen sich ein Fünf-
ter der stimmberechtigten Bürger für
ihn aussprechen. Der baden-württem-
bergische Ministerpräsident Winfried
Kretschmann hält kostenlose Kinder-
gärten und Kindertagesstätten mit
etwa 700 Millionen Euro für nicht fi-
nanzierbar.

Fünftes Opfer gestorben
Fünf Tage nach dem Anschlag in Straß-
burg ist ein weiteres Opfer seinen Ver-
letzungen erlegen. Bei dem Verstorbe-
nen handelt es sich um einen Polen, be-
stätigte die Pariser Staatsanwaltschaft
am Sonntagabend. Damit stieg die
Zahl der Getöteten auf fünf. Unklar
blieb zunächst, ob es sich bei dem Po-
len um jenen Mann handelt, der bereits
vor Tagen für hirntot erklärt worden
war. Am Sonntag gedachten in Straß-
burg rund tausend Menschen der Opfer
des islamistischen Anschlags. Sie ver-
sammelten sich auf dem zentralen Klé-
ber-Platz vor einem improvisierten
Mahnmal. Den Abschluss der Kundge-
bung bildete „eine Minute des Lärms“,
nach der die Menge spontan die Natio-
nalhymne anstimmte. Die Ermittlun-
gen dauern derweil an. Sechs der sie-
ben Festgenommenen aus dem Umfeld
des Angreifers Chérif Chekatt wurden
wieder freigelassen. (dpa/AFP)

Ausschreitungen in Belgien
In Brüssel sind am Sonntag mehrere
tausend Menschen einem Aufruf
rechtsradikaler Parteien zu Protesten
gegen den UN-Migrationspakt gefolgt.
Bei der Kundgebung im Europaviertel
kam es zu Zusammenstößen zwischen
Sicherheitskräften und Demonstran-
ten, von denen einige die Gebäude der
EU angriffen. Die Polizei setzte Trä-
nengas und Wasserwerfer ein. Bis zum
Abend nahm sie nach Angaben der
Agentur Belga mindestens 90 Men-
schen fest. Die Polizei bezifferte die
Zahl der Kundgebungsteilnehmer auf
rund 5500. Mehrere der Demonstran-
ten beschädigten nach Behördenanga-
ben die Außenfassaden von Gebäude
der Europäischen Union und bewarfen
Polizisten mit Gegenständen. Die De-
monstranten forderten auch den Rück-
tritt von Premierminister Charles Mi-
chel, dessen Regierungsbündnis am
Streit über den Migrationspakt zerbro-
chen war. (AFP)

Demonstration gegen Vučić
In Belgrad sind am Samstag abermals
Tausende Personen auf die Straße ge-
gangen, um gegen „die Gewalt“ des ser-
bischen Präsidenten Aleksandar Vučić
und seiner Regierung gegen Oppositi-
on und Medien zu protestieren. Die De-
monstranten versammelten sich bei
starkem Schneefall im Zentrum der
Hauptstadt. Angeführt wurden sie von
mehreren Oppositionsführern, dar-
unter der frühere Außenminister Vuk
Jeremić und der Belgrader Bürgermeis-
ter Dragan Djilas. Hintergrund ist ein
Angriff auf einen Oppositionspolitiker
im November. Das Oppositionsbündnis
Allianz für Serbien, dem unterschied-
lichste Parteien angehören, vermutet,
dass es sich bei den Angreifern um An-
hänger von Vučićs Serbischer Fort-
schrittspartei (SNS) handelte. (AFP)

Regierungskrise beendet
Die Staatskrise in Sri Lanka ist vorerst
beendet: Der Ende Oktober geschasste
Ministerpräsident Ranil Wickremesing-
he ist am Sonntag wieder in sein Amt
eingesetzt worden. „Höchste Priorität
hat die Wiederherstellung der Normali-
tät“, sagte der alte und neue Regie-
rungschef in einer kurzen Botschaft an
die Nation. Zuvor war er von Präsident
Maithripala Sirisena vereidigt worden
– demselben Mann, der ihn beinahe
zwei Monate zuvor des Amtes entho-
ben hatte. Wickremesinghe dankte
dem Parlament und „all jenen, die sich
dafür eingesetzt haben, die Demokra-
tie wiederherzustellen“. Staatschef Siri-
sena hatte den Regierungschef am 26.
Oktober abgesetzt und damit einen
Machtkampf ausgelöst, der das südasia-
tische Land in eine Staatskrise stürzte
und die Regierungsgeschäfte zum Still-
stand brachte. Wickremesinghe weiger-
te sich nach seiner Absetzung, seinen
Posten zu räumen. (AFP)

Waffenruhe im Jemen hält nicht
Nach neuer Gewalt im Jemen hat der
UN-Sondergesandte Martin Griffiths
Regierungstruppen und Rebellen zur
sofortigen Einhaltung der vereinbar-
ten Waffenruhe aufgerufen. „Der Son-
dergesandte erwartet von den beiden
Parteien, dass sie ihre Verpflichtungen
gemäß dem Text und Geist des Stock-
holm-Abkommens respektieren“, teil-
te Griffiths am Sonntag über den Kurz-
nachrichtendienst Twitter mit. Die in-
ternational anerkannte Regierung und
die schiitischen Huthi-Rebellen hatten
sich am Donnerstag bei den Friedens-
gesprächen in Schweden auf eine Waf-
fenruhe für die strategisch wichtige Ha-
fenstadt Hudaida geeinigt. Trotzdem
geht die Gewalt weiter. (dpa)
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Was wird aus den Fronleichnamsprozessionen? Die Pfarrkirche St. Josef in Fischbach  Foto Cornelia Sick

Harald Cronauer

Für die Herstellung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wird ausschließlich Recycling-Papier verwendet.

Gegen die Reformpläne
des Trierer Bischofs
Stephan Ackermann
wächst der Widerstand
– Kritiker sorgen sich
um das Gemeindeleben
und das Vermögen der
Pfarreien.

Von Tobias Schrörs

Wollen die Kirche im Dorf lassen: Demonstranten im Oktober in Trier   Foto dpa


